Vereinsstatut:
sverein der Freunde Wieden und Margareten®

§ 1 Name, Sitz und Tatigkeitsbereich

1)  Der Verein fluhrt den Namen , Verein der Freunde Wieden und Margareten®
2)  Er hat seinen Sitz in Wien und erstreckt seine Tatigkeit auf ganz Osterreich.

3) Der Verein verfolgt ausschlieRlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne der
Bundesabgabenordnung.

4) Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt.

§ 2 Zweck

1)  Der Verein, dessen Tatigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt

die Unterstiitzung der Unternehmer und der Bevélkerung insbesondere in den Wiener
Bezirken Wieden und Margareten Probleme einer fehlgeleiteten Stadtplanung
insbesondere mit der Verkehrs- und Parkplatzsituation an die Offentlichkeit und in die
Politik zu bringen und zu kommunizieren und dadurch Verbesserung zu erreichen.

Der Verein bezweckt auch die Aufklarung, Bildung und Unterstiitzung der Unternehmer
und der Bevdlkerung.

Neben den oben angefiihrten Zielen méchte der Verein auch den zwischen-
menschlichen Austausch und die zwischenmenschlichen Kommunikation zwischen
Unternehmen und der Bevoélkerung fordern.

§ 3 Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks
1)  Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angefuhrten ideellen und
materiellen Mittel erreicht werden.
2) Alsideelle Mittel dienen:

a) Teilnahme an Veranstaltungen, Messen, Vortragen, Zusammentreffen und
gesellige Zusammenkunften;

b) Unterstltzung und Betrieb von Einrichtungen, die die Vereinszwecke verfolgen;
C) Herausgabe von Druckwerken wie Mitteilungsblatter, Blicher, Zeitschriften
3) Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch:

Mitgliedsbeitrage und Spenden, Ertragnisse aus Veranstaltungen, vereinseigenen
Unternehmungen, Spenden, Sammlungen, Vermachtnisse und sonstige Zuwendungen;

§ 4 Arten der Mitgliedschaft

1)  Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, auflderordentliche und Ehren-
mitglieder.



2) Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen. Aul3er-
ordentliche Mitglieder sind solche, die die Vereinstatigkeit vor allem durch Zahlung von
Spenden oder eines erhéhten Mitgliedsbeitrages fordern.

3) Ehrenmitglieder sind Personen, die hierzu wegen besonderer Verdienste um den Verein
ernannt werden.

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft

1)  Mitglieder des Vereins konnen alle physischen Personen, sowie juristische Personen
werden.

2)  Uber die Aufnahme von ordentlichen und auRerordentlichen Mitgliedern entscheidet der
Vorstand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Griinden verweigert werden.

3) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstandes durch die
Generalversammlung.

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft

1)  Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen durch Verlust der
Rechtspersdnlichkeit, durch freiwilligen Austritt und durch Ausschluss.

2) Der Vorstand kann ein Mitglied ausschliel3en, wenn dieses trotz zweimaliger schriftlicher
Mahnung unter Setzung einer angemessenen Nachfrist Ianger als sechs Monate mit der
Zahlung der Mitgliedsbeitrage im Ruckstand ist. Die Verpflichtung zu Zahlung der fallig
gewordenen Mitgliedsbeitrage bleibt hievon unberuhrt.

3) Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen
grober Verletzung anderer Mitgliedspflichten, wegen unehrenhaften Verhaltens oder sonstiger
Grinde verfugt werden.

4) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 3 genannten Griinden
von der Generalversammlung Uber Antrag des Vorstandes beschlossen werden.

§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglieder

1)  Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereines teilzunehmen und
die Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der Generalversammlung
sowie das aktive und passive Wahlrecht steht nur den ordentlichen und den Ehrenmitgliedern
zu. Das passive Wahlrecht steht nur den Grindungsmitgliedern sowie nach einer
Mitgliedschaft von mindestens zwei Jahren zu.

2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kraften zu férdern und
alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erleiden
konnte. Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlisse der Vereinsorgane zu beachten.
Die ordentlichen und auRRerordentlichen Mitglieder sind zur punktlichen Zahlung der
BeitrittsgebUhren und der Mitgliedsbeitrage in der von der Generalversammlung
beschlossenen Hohe verpflichtet.

§ 8 Vereinsorgane

Organe des Vereines sind die Generalversammlung, der Vorstand, die Rechnungsprufer und
das Schiedsgericht.



§ 9 Die Generalversammlung

1)  Die ordentliche Generalversammlung findet zumindest alle zwei Jahre statt.

2) Eine aulierordentliche Generalversammlung findet auf Beschluss des Vorstandes, der
ordentlichen Generalversammlung oder auf schriftlichen Antrag von mindestens einem
Zehntel der stimmberechtigten Mitglieder oder auf Verlangen der Rechnungsprufer binnen
vier Wochen statt.

3) Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den aufRerordentlichen Generalversammlungen
sind alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich / per Mail einzuladen.
Die Anberaumung der Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen.
Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand.

4)  Antrage zur Generalversammlung sind mindestens sieben Tage vor dem Termin der
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich einzureichen.

5)  An der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt
sind nur die ordentlichen und die Ehrenmitglieder, sofern diese bis zum Tag der General-
versammlung samtliche Beitrage und offenen Verpflichtungen gegentber dem Verein bezahlt
haben. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Juristische Personen werden durch einen
Bevollméchtigten vertreten. Die Ubertragung des Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied im
Wege einer schriftlichen Bevollmachtigung ist nicht zulassig.

6) Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit der Halfte aller stimmberechtigten
Mitglieder bzw. ihrer Vertreter beschlussfahig. Ist die Generalversammlung zur festgesetzten
Stunde nicht beschlussfahig, so findet die Generalversammlung 30 Minuten spater mit
derselben Tagesordnung statt, die ohne Ricksicht auf die Anzahl der Erschienenen
beschlussfahig ist.

7) Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der
Regel mit einfacher Stimmenmehrheit. Beschlusse, mit denen das Statut des Vereins
geandert oder der Verein aufgeldst werden soll, bedlrfen jedoch einer qualifizierten Mehrheit
von zwei Dritteln der abgegebenen gultigen Stimmen.

8) Den Vorsitz in der Generalversammlung flhrt der Obmann, in dessen Verhinderung sein
Stellvertreter. Wenn auch dieser verhindert ist, so fuhrt das an Jahren alteste anwesende
Vorstandsmitglied den Vorsitz.

§ 10 Aufgaben der Generalversammlung

Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten:

a) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichtes und des Rechnungs-
abschlusses;

b) Beschlussfassung uber den Voranschlag;

c) Wahl, Bestellung und Enthebung der Mitglieder des Vorstandes und der Rechnungs-
prufer; Genehmigung von Rechtsgeschaften zwischen Vorstandsmitgliedern und
Rechnungsprufern mit dem Verein,

d) Entlastung des Vorstandes;

e) Festsetzung der Hohe der Beitrittsgebuhr und der Mitgliedsbeitrage fur ordentliche und
fur auRerordentliche Mitglieder;

f) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft;

g) Beschlussfassung Uber Statutendnderungen und die freiwillige Auflésung des Verei-
nes;



h) Beratung und Beschlussfassung Uber sonstige auf der Tagesordnung stehenden Fra-
gen.

§ 11 Der Vorstand

1)  Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, und zwar aus Obmann/Obfrau,
dem Schriftfiihrer/ Schriftfiihrerin und Kassier'. Bei Bedarf kdnnen fiir jedes Vorstandsmitglied
ein oder mehrere Stellvertreter gewahlt werden.

2) Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewahlt, Der Vorstand hat bei Aus-
scheiden eines gewahlten Mitgliedes das Recht, an seine Stelle ein anderes wahlbares
Mitglied zu kooptieren, wozu die nachtragliche Genehmigung in der nachstfolgenden
Generalversammlung einzuholen ist. Fallt der Vorstand ohne Selbsterganzung durch
Kooptierung oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, ist jeder Rechnungsprufer verpflichtet,
unverzuglich eine auflderordentliche Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines
Vorstandes einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprufer handlungsunfahig oder nicht
vorhanden sein, hat jedes ordentlich Mitglied, das die Notsituation erkennt, unverzuglich die
Bestellung eines Kurators beim zustandigen Gericht zu beantragen, der umgehen eine
aulRerordentliche Generalversammlung einzuberufen hat.

3) Die Funktionsdauer des Vorstandes betragt vier Jahre. Eine Wiederwahl ist moglich.

4) Der Vorstand wird vom Obmann, in dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter,
schriftlich oder mindlich einberufen. Ist auch dieser auf unvorhersehbare lange Zeit
verhindert, darf jedes sonstige Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen.

5) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und
mindestens zwei von ihnen anwesend sind.

6) Der Vorstand fasst seine Beschllisse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei mehr als zwei
Anwesenden und bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

7) Den Vorsitz fuhrt der Obmann, bei Verhinderung sein Stellvertreter. Ist auch dieser
verhindert, obliegt der Vorstand dem an Jahren altesten anwesenden Vorstandsmitglied.

8)  Auler den durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt die Funktion
eines Vorstandsmitgliedes durch Enthebung (Abs. 9) und Rucktritt (Abs. 10).

9) Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner
Mitglieder entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des neuen Vorstandes bzw.
Vorstandsmitgliedes in Kraft.

10) Die Vorstandsmitglieder kdnnen jederzeit schriftlich ihren Ricktritt erklaren. Die
Rucktrittserklarung ist an den Vorstand, im Falle des Rucktrittes des gesamten Vorstandes an
die Generalversammlung zu richten. Der Rucktritt wird erst mit Wahl bzw. Kooptierung (Abs.
2) eines Nachfolgers wirksam.

§ 12 Aufgabenkreis des Vorstandes

1)  Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereines. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die
nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinem
Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten:

1 Ménnlich Bezeichnungen stehen in der Folge auch fiir weiblich Personen.



a) Erstellung des Jahresvoranschlages sowie Abfassung des Rechenschaftsberichtes
und des Rechnungsabschlusses;

b) Vorbereitung der Generalversammlung;

C) Einberufung der ordentlichen und der aul3erordentlichen Generalversammlung;
d) Verwaltung des Vereinsvermogens;

e) Aufnahme und Aufschluss von Vereinsmitgliedern;

f) Aufnahme und Kiindigung von Angestellten des Vereines;

2) Der Vorstand hat die Geschafte des Vereines gewissenhaft zu fuhren. Eine personliche
Haftung von Vorstandsmitgliedern ist ausgeschlossen, sofern das betroffene Vorstands-
mitglied nicht grob fahrlassig gehandelt hat.

§ 13 Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder

1)  Der Obmann vertritt den Verein nach auf3en. Schriftliche Ausfertigungen des Vereines
bedurfen zu ihrer Gultigkeit der Unterschriften des Obmanns und des Schriftfihrers oder des
Kassiers, in Geldangelegenheiten (= Vermdgenswerte Dispositionen) des Obmanns und des
Kassiers oder des SchriftfUhrers.

2) Rechtsgeschaftliche Bevollmachtigungen, den Verein nach aul3en zu vertreten bzw. fur
ihn zu zeichnen, kénnen ausschlieBlich von den in Abs. 1 genannten Funktionaren erteilt
werden.

3) Bei Gefahr im Verzug ist der Obmann berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den
Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstandes fallen, unter eigener
Verantwortung selbstandig Anordnungen zu treffen; diese bedurfen jedoch der nachtraglichen
Genehmigung durch das zustandige Vereinsorgan.

4)  Der Obmann fuhrt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand.

5) Der Schriftfihrer hat den Obmann bei der Flhrung der Vereinsgeschafte zu
unterstitzen. Ihm obliegt die Fihrung des Schriftverkehrs, der Protokolle der
Generalversammlung und der Protokolle der Vorstandssitzungen.

6) Der Kassier ist flr die ordnungsgemalle Geldgebarung des Vereines verantwortlich.

7) Im Falle der Verhinderung treten an die Stelle des Obmanns, des Schriftfliihrers und des
Kassiers ihre Stellvertreter.

§ 14 Die Rechnungspriifer

1) Die zwei Rechnungsprifer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von vier
Jahren gewahlt. Eine Wiederwahl ist moglich.

2) Den Rechnungsprifern obliegt die laufende Geschéaftskontrolle und die Uberpriifung des
Rechnungsabschlusses. Sie haben der Generalversammlung uber das Ergebnis der
Uberprifung zu berichten.

3) Im Ubrigen gelten fir die Rechnungsprifer die Bestimmungen des § 11 Abs. 3, 8, 9, und
10 sowie des §13 Abs. 1 letzter Satz sinngemal.

4)  Als Rechnungsprufer kdnnen auch beeidete Wirtschaftsprifer und Steuerberater oder
Wirtschaftsprifungs- und Steuerberatungsgesellschaften, Beeidete Buchprifer und
Steuerberater oder Buchprifungs- und Steuerberatungsgesellschaften herangezogen
werden.



§ 15 Schiedsgericht

1)  Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhaltnis entstehenden Streitigkeiten ist das
vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine ,Schlichtungseinrichtung” im Sinne des
Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO.

2) Das Schiedsgericht setzt sich aus zumindest drei ordentlichen Vereinsmitgliedern
zusammen. Es wird derart gebildet, dass jeder Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als
Schiedsrichter schriftlich namhaft macht. Macht ein Streitteil keinen Schiedsrichter namhaft,
wird der Vorstand binnen sieben Tagen den Streitteil dazu auffordern. Kommt dieser Streitteil
der Aufforderung binnen 14 Tagen nicht nach, so bestellt der Vorstand einen Schiedsrichter.

3) Nach Verstandigung durch den Vorstand innerhalb von sieben Tagen wahlen die
namhaft gemachten bzw. bestimmten Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein weiteres
ordentliches Mitglied zum Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit
entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts dirfen
keinem Organ — mit Ausnahme der Generalversammlung — angehoéren, dessen Tatigkeit
Gegenstand der Streitigkeit ist.

4) Das Schiedsgericht fallt seine Entscheidung nach Gewahrung beiderseitigen Gehors bei
Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach
bestem Wissen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgliltig.

§ 16 Auflosung des Vereins

1) Die freiwillige Auflésung des Vereines kann nur in einer Generalversammlung und nur
mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen glltigen Stimmen beschlossen werden.

2) Diese Generalversammlung hat auch — sofern Vereinsvermogen vorhanden ist — Uber
die Liquidation zu beschlielen. Die Generalversammlung hat einen Liquidator zu berufen und
Beschluss darlber zu fassen, wem dieser das nach Abdeckung der Passiven verbleibende
Vereinsvermogen zu Ubertragen hat.

3) Jedenfalls ist bei Aufldsung, Aufhebung oder bei Wegfall des bisherigen Vereins-
zweckes das Vereinsvermdgen vom Empfanger fur gemeinnutzige, mildtatige oder kirchliche
Zwecke im Sinne der §§ 34 ff. BAO zu verwenden. Sofern kein gemeinnutziger Verein mit
gleich gelagertem Vereinszweck gefunden werden kann ist das Vereinsvermégen einer
gemeinnutzigen bzw. mildtatigen Organisation, die das Wohl der Menschen in Wien fordert zu
uberlassen.

4) Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Aufldésung binnen vier Wochen nach
Beschlussfassung der zustandigen Vereinsbehoérde schriftlich anzuzeigen.
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	3) Die Funktionsdauer des Vorstandes beträgt vier Jahre. Eine Wiederwahl ist möglich.
	4) Der Vorstand wird vom Obmann, in dessen Verhinderung von seinem Stell­ver­treter, schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch dieser auf unvorher­sehbare lange Zeit verhindert, darf jedes sonstige Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen.
	5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens zwei von ihnen anwesend sind.
	6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei mehr als zwei Anwesenden und bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus­schlag.
	7) Den Vorsitz führt der Obmann, bei Verhinderung sein Stellvertreter. Ist auch dieser verhindert, obliegt der Vorstand dem an Jahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied.
	8) Außer den durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt die Funktion eines Vorstandsmitgliedes durch Enthebung (Abs. 9) und Rücktritt (Abs. 10).
	9) Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des neuen Vorstandes bzw. Vorstandsmitgliedes in Kraft.
	10) Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktrittes des gesamten Vorstandes an die Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt wird erst mit Wahl bzw. Kooptierung (Abs. 2) eines Nachfolgers wirksam.

	§ 12 Aufgabenkreis des Vorstandes
	1) Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereines. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinem Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten:
	a) Erstellung des Jahresvoranschlages sowie Abfassung des Rechenschaftsberichtes und des Rechnungsabschlusses;
	b) Vorbereitung der Generalversammlung;
	c) Einberufung der ordentlichen und der außerordentlichen Generalversammlung;
	d) Verwaltung des Vereinsvermögens;
	e) Aufnahme und Aufschluss von Vereinsmitgliedern;
	f) Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereines;

	2) Der Vorstand hat die Geschäfte des Vereines gewissenhaft zu führen. Eine persönliche Haftung von Vorstandsmitgliedern ist ausgeschlossen, sofern das betroffene Vorstands­mitglied nicht grob fahrlässig gehandelt hat.

	§ 13 Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder
	1) Der Obmann vertritt den Verein nach außen. Schriftliche Ausfertigungen des Vereines bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des Obmanns und des Schriftführers oder des Kassiers, in Geldangelegenheiten (= Vermögenswerte Dispositionen) des Obmanns und des Kassiers oder des Schriftführers.
	2) Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn zu zeichnen, können ausschließlich von den in Abs. 1 genannten Funktionären erteilt werden.
	3) Bei Gefahr im Verzug ist der Obmann berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstandes fallen, unter eigener Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen; diese bedürfen jedoch der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan.
	4) Der Obmann führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand.
	5) Der Schriftführer hat den Obmann bei der Führung der Vereinsgeschäfte zu unterstützen. Ihm obliegt die Führung des Schriftverkehrs, der Protokolle der Generalversammlung und der Protokolle der Vorstandssitzungen.
	6) Der Kassier ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereines verantwortlich.
	7) Im Falle der Verhinderung treten an die Stelle des Obmanns, des Schriftführers und des Kassiers ihre Stellvertreter.

	§ 14 Die Rechnungsprüfer
	1) Die zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich.
	2) Den Rechnungsprüfern obliegt die laufende Geschäftskontrolle und die Überprüfung des Rechnungsabschlusses. Sie haben der Generalversammlung über das Ergebnis der Überprüfung zu berichten.
	3) Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestimmungen des § 11 Abs. 3, 8, 9, und 10 sowie des §13 Abs. 1 letzter Satz sinngemäß.
	4) Als Rechnungsprüfer können auch beeidete Wirtschaftsprüfer und Steuerberater oder Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften, Beeidete Buchprüfer und Steuerberater oder Buchprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften herangezogen werden.

	§ 15 Schiedsgericht
	1) Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist das vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine „Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO.
	2) Das Schiedsgericht setzt sich aus zumindest drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird derart gebildet, dass jeder Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter schriftlich namhaft macht. Macht ein Streitteil keinen Schieds­richter namhaft, wird der Vorstand binnen sieben Tagen den Streitteil dazu auffordern. Kommt dieser Streitteil der Aufforderung binnen 14 Tagen nicht nach, so bestellt der Vorstand einen Schiedsrichter.
	3) Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb von sieben Tagen wählen die namhaft gemachten bzw. bestimmten Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein weiteres ordentliches Mitglied zum Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit ist.
	4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehörs bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig.

	§ 16 Auflösung des Vereins
	1) Die freiwillige Auflösung des Vereines kann nur in einer Generalversammlung und nur mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden.
	2) Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die Liquidation zu beschließen. Die Generalversammlung hat einen Liquidator zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, wem dieser das nach Abdeckung der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat.
	3) Jedenfalls ist bei Auflösung, Aufhebung oder bei Wegfall des bisherigen Vereins­zweckes das Vereinsvermögen vom Empfänger für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der §§ 34 ff. BAO zu verwenden. Sofern kein gemein­nütziger Verein mit gleich gelagertem Vereinszweck gefunden werden kann ist das Vereinsvermögen einer gemeinnützigen bzw. mildtätigen Organisation, die das Wohl der Menschen in Wien fördert zu überlassen.
	4) Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach Beschlussfassung der zuständigen Vereinsbehörde schriftlich anzuzeigen.


